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K-MAT Materialien der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe
KOR Zeitschrift für kapitalmarktorientierte Rechnungslegung
krit. kritisch
lit. litera
Lit. Literatur
Ls. Leitsatz
m Meter
Mio. Million
Mrd. Milliarde
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
N&R Netzwirtschaften und Recht (Zeitschrift)
NABEG Netzausbaubeschleunigungsgesetz
NAS National Academy of Sciences der USA
NATO North Atlantic Treaty Organization
NBG Nationales Begleitgremium
NEA Nuclear Energy Agency
NEP Nationales Entsorgungsprogramm
NEZ Nukleares Entsorgungszentrum
NdsVBl. Niedersächsische Verwaltungsblätter (Zeitschrift)
NGO Nichtregierungsorganisation
NJW Neue Juristische Wochenschrift (Zeitschrift)
NLB Nuclear Law Bulletin (Zeitschrift)
Nr. Nummer
Nrn. Nummern
NRWVerfGH Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen
NuR Natur und Recht (Zeitschrift)
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NZI Neue Zeitschrift für Insolvenz- und Sanierungsrecht
o.A. ohne Angabe
o. ä. oder ähnliche
OECD Organisation for Economic Co-operation and Development
o.g. oben genannt(e/er)
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ÖJZ Österreichische Justizzeitung
Os. Orientierungssatz
OVG Oberverwaltungsgericht
PAR Public Administration Review
PlVereinhG Gesetz zur Verbesserung der Öffentlichkeitsbeteiligung und Verein-

heitlichung von Planfeststellungsverfahren
PSQ Political Science Quarterly (Zeitschrift)
PTB Physikalisch-Technische Bundesanstalt
PVS Politische Vierteljahresschrift (Zeitschrift)
PWK Projektgesellschaft Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen
rd. rund
RdE Recht der Energiewirtschaft (Zeitschrift)
REM Renewable Energy Magazine
RFDA Revue française de droit administratif
RL Richtlinie
Rn. Randnummer(n)
ROG Raumordnungsgesetz
RoV Raumordnungsverordnung
Rs. Rechtssache
RSK Reaktorsicherheitskommission
RW Rechtswissenschaft (Zeitschrift)
Rz. Randziffer
S. Seite/Satz/Sätze
s. siehe
s. a. so auch/siehe auch
sog. sogenannte(r/n/s)
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
SPSR Swiss Political Science Review
SSK Strahlenschutzkommission
STAAT Der Staat – Zeitschrift für Staatslehre und Verfassungsgeschichte,

deutsches und europäisches öffentliches Recht
StandAG Standortauswahlgesetz
stellv. stellvertretend(e/r)
str. strittig, streitig
StrlSchV Strahlenschutzverordnung
st. Rspr. ständige Rechtsprechung
StWissStPr Staatswissenschaften und Staatspraxis (Zeitschrift)
SUP Strategische Umweltprüfung
SZ Süddeutsche Zeitung
TaTuP Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis (Zeitschrift)
THORP Thermal Oxide Reprocessing Plant
u. a. und andere/unter anderem
UAbs. Unterabsatz
UfU Unabhängiges Institut für Umweltfragen e.V.
UN United Nations/Vereinte Nationen
UNECE United Nations Economic Commission for Europe
UPR Umwelt- und Planungsrecht (Zeitschrift)
Urt. Urteil
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USA Vereinigte Staaten von Amerika
u.U. unter Umständen
UVP Umweltverträglichkeitsprüfung
UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
v. vom/von
VEBA Vereinigte Elektrizitäts- und Bergwerks AG
VERW Die Verwaltung – Zeitschrift für Verwaltungsrecht und Verwaltungs-

rechtswissenschaften
VerwArch Verwaltungsarchiv (Zeitschrift)
VfZG Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte
VGH Verwaltungsgerichtshof
vgl. vergleiche
Vorb. Vorbemerkung
vr Verwaltungsrundschau (Zeitschrift)
VSG Vorläufige Sicherheitsanalyse für den Standort Gorleben
VSpV Veränderungssperren-Verordnung
VStG Verbands- und Standortauswahlgesetz
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
WAA Wiederaufarbeitungsanlage
WCED World Commission on Environment and Development
WF Wertermittlungsforum (Zeitschrift)
WiVerw Wirtschaft und Verwaltung (Zeitschrift)
z.B. zum Beispiel
ZEuS Zeitschrift für europarechtliche Studien
ZfPP Zeitschrift für Politische Psychologie
ZfU Zeitschrift für Umweltrecht & Umweltpolitik
ZfZ Zeitschrift für Verbrauchssteuern
ZG Zeitschrift für Gesetzgebung
zit. zitiert als
ZJS Zeitschrift für das juristische Studium
ZNER Zeitschrift für das neue Energierecht
ZParl Zeitschrift für Parlamentsfragen
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZSE Zeitschrift für Staats- und Europawissenschaften
z.T. zum Teil
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
zust. zustimmend
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A. Einleitung

I. Erkenntnisinteresse und Eingrenzung
des Untersuchungsgegenstandes

Gorleben, Asse und Wackersdorf auf nationaler Seite, Three Mile Island,
Tschernobyl und Fukushima im globalen Kontext. Diese Ortsnamen repräsentieren
die Schattenseiten der Kernenergie.1 Sie stehen einerseits für intransparentes und
unsachgemäßes Handeln von staatlicher Seite. Andererseits zeigen die verheerenden
Reaktorunfälle mit einer z.T. erheblichen Anzahl an Todesopfern das beträchtliche
Schadenspotenzial, das mit der Nutzung der Kernenergie einhergeht. Als Resultat
wird die Thematik der Atomkraft in der Gegenwart primär von negativen Emotionen2

und einer gewissen Skepsis gegenüber staatlichen Entscheidungen begleitet.

Diese Ausgangssituation gilt zumindest für Deutschland. Weltweit ist hingegen
ein signifikanter Anstieg der Kernenergienutzung zu verzeichnen.3 Und auch in
Europa zeigt das VorhabenHinkley Point C,4 dass keineswegs von einer durchgängig
ausstiegsorientierten Atompolitik ausgegangen werden kann. Angesichts der aktu-
ellen Diskussion zum Klimawandel ist eine Fortsetzung dieser Entwicklung mit der
Atomkraft als CO2-neutrale und damit vermeintlich umweltfreundliche Energie-
quelle nicht unwahrscheinlich. Folgerichtig stellt sich auch weiterhin die Frage nach
der Entsorgung bestehender und künftig anfallender Abfallmengen. Weltweit be-
findet sich noch kein Endlager für hochradioaktive Abfälle in Betrieb.5 Damit fehlen

1 S. a. Drögemöller, Schlüsselakteure der Endlager-Governance, 2018, S. 244; ähnlich
Kersten, aviso 3/2016, S. 20, 21.

2 Vgl. die einzelnen Beiträge in Smeddinck (Hrsg.), Emotionen bei der Realisierung eines
Endlagers, 2018.

3 Jaeckel, Gefahrenabwehrrecht und Risikodogmatik, 2010, S. 18; zur nuklearen Renais-
sance ferner Schärf, Europäisches Atomrecht, 2012, S. 113 f.

4 Zur beihilferechtlichen Genehmigung der vom Vereinigten Königreich gewährten
staatlichen Förderung durch die Europäische Kommission, vgl. Beschluss (EU 2015/658) v.
8.10.2014, SA.34947 (2013/C) (ex 2013/N), ABl. 2015, L 109, S. 44; bestätigt durch EuG, Rs.
T-356/15, ECLI:EU:T:2018:439 – Österreich/Kommission.

5 Schärf, Europäisches Atomrecht, 2012, S. 110; Dietze, Internationale Endlagerung ra-
dioaktiver Abfälle, 2012, S. 167; Roßegger, AbfallR 2011, S. 276, 282; aktuell sind Schweden
und Finnland mit den Bemühungen zur Errichtung eines Endlagers am weitesten fortge-
schritten. In Finnland wird nach der Standortentscheidung für Olkiluoto derzeit das Gruben-
gebäude aufgefahren. Die Inbetriebnahme ist für das Jahr 2025 vorgesehen, vgl. SZ, Art. v.
4.11.2018, https://www.sueddeutsche.de/wissen/atommuell-endlager-finnland-olkiluoto-1.4191
627, (geprüft am 26.9.2019). In Schweden soll das Endlager in Forsmark situiert werden.
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für nationale Entsorgungsstrategien wertvolle Anhaltspunkte in Form von Best-
Practice-Modellen.

Die politischen Kräfte in Deutschland haben nach der Reaktorkatastrophe von
Fukushima ein Gelegenheitsfenster (sog. window of opportunities6) erkannt, um die
proklamierte „Energiewende“ mit einem Neustart der Endlagersuche anzureichern.
Dabei stehen sie vor intrikaten Herausforderungen. Die Branche der Energieer-
zeugung ist imUmbruch. Zum Jahresende 2022 werden mit den KKWEmsland, Isar
und Neckarwestheim die letzten Atomkraftwerke vom Netz gehen. Konventionelle
Energieträger wie die Braun- und Steinkohle stehen aufgrund ihrer Klimaschäd-
lichkeit vor dem Aus oder sehen sich mit fehlender Wirtschaftlichkeit (z.B. Erdgas)
konfrontiert. Die Transformation zu einem Energiemix, der auf erneuerbaren
Energien fußt, bedingt steigende Strompreise. Zudem hinkt der Ausbau der Ener-
gienetze als Grundvoraussetzung für Versorgungssicherheit und Netzstabilität der
ursprünglichen Zeitplanung hinterher.

Prima facie erscheinen die Problemlösungskapazitäten der nationalen Energie-
politik ausgelastet. Für die Endlagersuche treten jedoch noch zusätzliche Komple-
xitätsstufen hinzu. Bisherige Versuche zur Realisierung einer Endlagerstätte blieben
erfolglos und haben Vertrauen in die Kompetenzen der Entscheider erschüttert.
Zudem handelt es sich bei einem Endlager für radioaktive Abfälle um ein großes
Infrastrukturprojekt mit stark polarisierender Wirkung. Nichtsdestotrotz hat sich der
Gesetzgeber für den Neustart der Endlagersuche nicht nur zum Ziel gesetzt, den
Standort für eine Endlageranlage zu finden. Das Standortauswahlgesetz (StandAG)
soll zudem gewährleisten, dass das Suchverfahren wie auch die abschließende
Standortentscheidung von einem breiten gesellschaftlichen Konsens getragen wird.

Die nachfolgende Analyse zeigt auf, inwieweit mit dem StandAG tatsächlich ein
„umweltrechtspolitischer Quantensprung“7 gelungen ist. Dazu gilt es zunächst die
Ausgangssituation aufzuarbeiten, um einVerständnisfundament zu bilden.Wertvolle
Erkenntnisse lassen sich nicht nur derHistorie der Endlagersuche entnehmen. Auch
die sozial- bzw. politikwissenschaftliche Perspektive kann die Untersuchung um
hilfreiche Erklärungsansätze bereichern.8 Die so gewonnenen Einsichten dienen als
Grundlage für die Analyse des rechtlichen Rahmens der Endlagersuche. Der Fokus

6 Zur Frage, ob aktuell ein „window of opportunities“ besteht, vgl. Brunnengräber/Mez/
Di Nucci u.a., TaTuP 2012, S. 59; Brunnengräber/Mez, in: Brunnengräber (Hrsg.), Problem-
falle Endlager, 2016, S. 289, 309 f.; bejahendHäfner, Das Standortauswahlgesetz und die Anti-
Atom-Bewegung, 2015, S. 15; Brunnengräber/Häfner, in: Partzsch/Weiland (Hrsg.), Macht
und Wandel in der Umweltpolitik, 2015, S. 55, 56; Brunnengräber/Di Nucci/Häfner u.a., in:
Brunnengräber/Di Nucci (Hrsg.), Im Hürdenlauf zur Energiewende, 2014, S. 389, 393;
Flachsbarth, in: Müller (Hrsg.), Endlagersuche: Auf ein Neues?, 2012, S. 21, 23 f.

7 Burgi, 14. AtomRS, S. 258, 262.
8 Auf eigene empirische Befunde wird freilich verzichtet; vgl. hierzu Drögemöller,

Schlüsselakteure der Endlager-Governance, 2018, S. 119 ff.; für eine rechtssoziologische
Fallstudie zum Endlager Schacht Konrad (für schwach- und mittelradioaktive Abfälle), vgl.
Pape, Politik und Recht der Endlagerung radioaktiver Abfälle, 2016.
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liegt auf der einfach-rechtlichen Verfahrensgestaltung des StandAG und ihrer Ver-
einbarkeit mit internationalen, europa- und verfassungsrechtlichen Vorgaben.

Als zentrales Erkenntnisinteresse ist die Frage zu klären, inwieweit die verfah-
rensrechtliche Konstruktion des StandAG einen konsistenten Regelungsrahmen
bietet, der die Projektrealisierung gewährleisten kann oder ob die ambivalente
Zielsetzung des Gesetzgebers nicht eher zwangsläufig Widersprüche produziert.

Die Arbeit folgt im Übrigen der politischen Marschroute und geht auf Finan-
zierungsaspekte nur am Rande ein. Fragen der Finanzierung wurden rechtlich und
politisch von der Standortsuche getrennt.9 Das im Jahr 2017 erlassene Gesetz zur
Neuordnung der Verantwortung in der kerntechnischen Entsorgung10 führt als Ge-
setzespaket nunmehr die Handlungs- und Finanzierungspflichten im Bereich der
Endlagerung radioaktiver Abfälle in staatlicher Hand zusammen.11 Mit dieser we-
sentliche Streitpunkte entschärfenden12Maßnahme ist beabsichtigt, die Finanzierung
für Stilllegung, Rückbau und Entsorgung der Kernkraftwerke langfristig zu ge-
währleisten.13 Als Kernpunkt erfolgt hierzu neben der Etablierung eines Entsor-
gungsfonds, auf den die Rückstellungen der Betreiber übergehen, die Schaffung von
Sondergesellschaftsrecht im Bereich der nuklearen Nachhaftung.14 Zugleich federt

9 Das Standortauswahlgesetz enthält zwar mit den §§ 28 ff. StandAG einen begrifflich mit
„Kosten“ überschriebenen Abschnitt. Die streitigen Fragen zur Finanzierung der Endlager-
suche waren aber einer eigenen Kommission (Kommission zur Überprüfung der Finanzierung
des Kernenergieausstiegs – KFK) übertragen und wurden mit dem „Gesetz zur Neuordnung der
Verantwortung in der kerntechnischen Entsorgung“ v. 27.1.2017 (BGBl. I S. 114, 1222) in
einem Mantelgesetz gesondert geregelt. Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes ging die Umlage-
pflicht nach § 28 f. StandAG im Wesentlichen auf einen neu gegründeten staatlichen Entsor-
gungsfonds über, vgl. Ruttloff, in: Frenz (Hrsg.), Atomrecht, § 29 StandAG Rn. 3.

10 Gesetz zur Neuordnung der Verantwortung in der kerntechnischen Entsorgung vom
27.1.2017, BGBl. I S. 114, 1222; in Kraft getretenen am 16.6.2017mit Genehmigung durch die
Europäische Kommission, Entscheidung v. 16.6.2017 – C (2017) 4249 final, SA.45296 (2017/
N); instruktiv zur Entstehungsgeschichte sowie für einen Überblick zu den einzelnen Gesetzen,
vgl. Ludwigs, in: Feldmann/Raetzke/Ruttloff (Hrsg.), Atomrecht in Bewegung, 2019, S. 19 ff.;
ders., RW 2018, S. 109 ff.

11 Vgl. Däuper/Dietzel, in: Frenz (Hrsg.), Atomrecht, Vorb. EntsorgFondG Rn. 12; Lud-
wigs, RW 2018, S. 109, 110; zu Fragen der Wirtschaftlichkeit im Kontext der neuen Finan-
zierungsordnung, vgl. Pape, FS Schmidt-Preuß, S. 935 ff.

12 Zuvor wurde beispielsweise mit Blick auf das Verursacherprinzip angeführt, dass nicht
die Atomkraftwerksbetreiber, sondern vielmehr die Politik die Verursacherin der erneuten
Standortsuche sei. Schließlich schien mit dem Salzstock Gorleben schon ein geeigneter
Standort gefunden, der anschließend aus politischen Gründen wieder in Frage gestellt wurde,
vgl. dazu Arndt, Gutachten zur Kostentragung für alternative Standorte im geplanten End-
lagergesetz, 2012, S. 5; Moench, DVBl. 2015, S. 213, 219.

13 Vgl.Frenz, RdE 2017, S. 393, 394 ff.;Kessler/Schulz, NVwZ 2017, S. 577, 581 f.;König,
DER KONZERN 2017, S. 61; Schmitz/Hellenberg/Martini, NVwZ 2017, S. 1332, 1333 ff.

14 Explizit krit. Krieger, ZfU Beilage Heft 2/2017, S. 25, 36 ff.; ähnlichUwer, ZfU Beilage
Heft 2/2017, S. 2, 7 f.; a.A. Wieland, ZfU Beilage Heft 2/2017, S. 42, 47 ff.; darstellend
Beurskens/Mainka, DER KONZERN 2017, S. 425 ff.
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